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Mr. 14090.) Geſetz zur Anderung der Verordnung über die Neugliederung von Landkreiſen. Vom 
28. Februar 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 


Die SS 88 a, 88 b und 88 e der Verordnung über die Neugliederung von Landkreiſen vom 
1. Auguſt 1932 (Geſetzſamml. S. 255) in der Faſſung der Verordnung vom 27. September 1932 
(Geſetzſamml. S. 315) werden aufgehoben. 


8 2. 
Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 28. Februar 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 28. Februar 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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(Nr. 14091.) Geſetz zur Anderung des Schutzpolizeibeamtengeſetzes und des Polizeibeamtengeſetzes. 
Vom 2. März 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
§ 16 des Schutzpolizeibeamtengeſetzes vom 16. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 251) und der 


§ 20 Abſ. 2 des Polizeibeamtengeſetzes vom 31. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 151) werden auf⸗ 
gehoben. 


8.2. 


Die Aufhebung der im § 1 genannten Vorſchriften gilt auch für alle Verfahren, welche beim 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſchon anhängig ſind. 


§ 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 2. März 1934. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimung erteilt hat. 


Berlin, den 2. März 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14092.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes, betreffend die Dienſtſtellung des Kreisarztes und die 
Bildung von Geſundheitskommiſſionen, vom 16. September 1899 (Geſetzſamml. S. 172). 
Vom 5. März 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Das Geſetz, betreffend die Dienſtſtellung des Kreisarztes und die Bildung von Geſundheits⸗ 
kommiſſionen, vom 16. September 1899 (Geſetzſamml. S. 172) wird wie folgt geändert: 
1.8 25 
a) Im Abf. 1 erhält die Nr. 2 folgende Faſſung: 
den Erwerb der mediziniſchen Doktorwürde bei einer deutſchen Univerſität. 
b) Im Ab. 2 iſt an die Stelle der Worte „durch den Miniſter der Medizinalangelegen⸗ 
heiten“ zu ſetzen „durch den für die Medizinalangelegenheiten zuſtändigen Miniſter. 
2 8 35 
a) Der Abſ. 2 iſt zu ſtreichen. 
bp) Im Abſ. 4 iſt das Wort „vollbeſoldeten“ zu ſtreichen. 
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c) Der Abſ. 5 erhält folgende Faſſung: 
Als Kommunalbeamte im Hauptamt angeſtellte Arzte können von dem für 
die Medizinalangelegenheiten zuſtändigen Miniſter mit der Wahrnehmung der 
Obliegenheiten des Kreisarztes beauftragt werden. 


3. Im 8 5 iſt an die Stelle der Worte „Aſſiſtenten“ zu ſetzen „Medizinalaſſeſſoren“; an 
die Stelle des Wortes „Remuneration“ iſt zu ſetzen „Vergütung“ und an die Stelle 
des Wortes „Fonds“ iſt zu ſetzen „Mitteln“; ferner iſt an die Stelle der Worte „vom 
Miniſter der Medizinalangelegenheiten“ zu ſetzen „von dem für die Medizinalangelegen⸗ 
heiten zuſtändigen Miniſter“. 

4. Der $ 6 erhält folgende Faſſung: 

§ 6. 

(0 Der Kreisarzt hat insbeſondere die Aufgabe, im Sinne der Staatsführung 
und unter Wahrung der Grundſätze der Wiſſenſchaft und der Wirtſchaftlichkeit: 

1. Die Durchführung der Geſundheitsgeſetzgebung und der hierauf bezüg⸗ 
lichen Anordnungen zu überwachen; 

2. auf Anfordern der zuſtändigen Behörden ſich in Angelegenheiten des 
Geſundheitsweſen gutachtlich zu äußern; 

3. die geſundheitlichen Verhältniſſe des Kreiſes zu beobachten und zu 
ihrer Förderung bei den zuſtändigen Behörden geeignete Maßnahmen an⸗ 
zuregen, auch auf die Bevölkerung aufklärend und belehrend einzuwirken; 

4. alle dem öffentlichen Geſundheitsweſen, der Geſundheitsfürſorge, der 
Krankheitsvor⸗ und ⸗fürſorge und der Erbgeſundheits⸗ und Raſſenpflege 
dienenden Einrichtungen ſowie die geſundheitlichen Einrichtungen der Wohl⸗ 
fahrtspflege zu überwachen. 

(2) Dem Kreisarzte liegt auch ob: 

1. das Apotheken⸗ und Hebammenweſen ſowie das Hilfsperſonal des 
Geſundheitsweſens zu beaufſichtigen; 

2. nach Weiſung des für die Medizinalangelegenheiten zuſtändigen Miniſters 
Geſundheitszeugniſſe auszuſtellen. 

(3) Der Kreisarzt kann für die Durchführung der im Abſ. 1 bezeichneten Auf⸗ 
gaben von den Behörden die erforderlichen Auskünfte verlangen. 

(4) Zu Sitzungen des Kreisausſchuſſes, in denen geſundheitliche Angelegenheiten 
des Kreiſes erörtert werden, iſt der Kreisarzt hinzuzuziehen. Er hat in dieſen 
Sitzungen beratende Stimme. 

5. Im 8 7 iſt der Abſ. 2 zu ſtreichen. 

6. Der $ 8 wird wie folgt geändert: 

a) Im Abſ. 1 iſt hinter dem Worte „gemeingefährlichen“ einzuſchieben „oder übertrag⸗ 
baren“ und am Schluſſe des erſten Satzes einzuſchieben „(§ 9 des Reichsgeſetzes, 
betreffend die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten, vom 30. Juni 1900 
— Reichsgeſetzblatt S. 306 — und $ 6 des Geſetzes, betreffend die Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten, vom 28. Auguſt 1905 — Geſetzſamml. S. 373 — in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 25. Februar 1927 — Geſetzſamml. S. 41 —). 

b) Im Abſ. 4 iſt ſtatt „150 /“ zu ſetzen „150 NU. 

7. Im $ 9 erhält der Abſ. 1 folgenden Zuſatz: 

Er kann auch mit der Wahrnehmung der gerichtsärztlichen Dienſtgeſchäfte im Amts⸗ 
bezirk eines anderen Kreisarztes beauftragt werden. 

8. Im $ 10 Abſ. 3 iſt ſtatt der Worte „der Miniſter der Medizinalangelegenheiten“ zu ſetzen 
„der für die Medizinalangelegenheiten zuſtändige Miniſter“. 
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9. Im 8 11 Nr. 1 iſt hinter dem Worte „gemeingefährlicher“ einzuſchieben „oder über⸗ 
tragbarer“. 
10. Im $ 13 iſt der Abſ. 2 zu ſtreichen. e 
11. Im 8 17 Abſ. 2 iſt ſtatt der Worte „der Miniſter der Medizinalangelegenheiten“ zu ſetzen 
„der für die Medizinalangelegenheiten zuſtändige Miniſter“. 
Artikel I. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 5. März 1934. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring 6 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 5. März 1934. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


bee & 


ENTE . i 8 
Nr. 14093.) Bekanntmachung über die Ratifikation des Staatsvertrags zwiſchen dem Freiſtaate 
Preußen und dem Freiſtaat Anhalt. Vom 27. Februar 1934. 5 


Der durch das Geſetz über eine Anderung des Preußiſchen Staatsgebiets vom 8. September 
1933 (Geſetzſamml. S. 340) genehmigte Staatsvertrag zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem 
Freiſtaat Anhalt vom 26. Oktober 1931 über die teilweiſe Anderung der Landesgrenze und den 
Austauſch von Gebietsteilen zwiſchen der preußiſchen Gemeinde Löbejün, Saalkreis, und der 
anhaltiſchen Gemeinde Cattau, Kreis Cöthen, iſt ratifiziert worden. Der Austauſch der Rati⸗ 
fikationsurkunden hat am 19. Dezember 1933 in Halle a. S. ſtattgefunden. Der Staatsvertrag 
iſt gemäß § 4 Abſ. 2 mit dem 20. Januar 1934 in Kraft getreten. 


Berlin, den 27. Februar 1934. 
Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring 
zugleich als Miniſter des Innern. 


(Nr. 14094.) Bekanntmachung über den Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzſaammlung. Vom 2. März 
19 


27 


Vom 1. April 1934 ab beträgt der Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzſammlung viertel⸗ 
jährlich 1,10. RAM. 


Berlin, den 2. März 1934. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Im Auftrage: 
Neumann. 
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(Nr. 14095.) Zweite Durchführungsverordnung zu dem Geſetze zur Beſeitigung der Mißſtände im 
Verſteigerergewerbe vom 7. Auguſt 1933 Meichsgeſetzbl. I S. 578). Vom 28. Februar 1934. 


Auf Grund von § 3 des Geſetzes zur Beſeitigung der Mißſtände im Verſteigerergewerbe 
vom 7. Auguſt 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 578) verordne ich folgendes: 8 


§ 1. 
Für die Unterſagung der Ausübung des Verſteigerergewerbes nach § 1 des Geſetzes zur 
Beſeitigung der Mißſtände im Verſteigerergewerbe ſind zuſtändig: 
1. in den Städten, die einem Landkreiſe nicht angehören, das Stadtverwaltungsgericht; 
2. in den übrigen Gemeinden das Kreisverwaltungsgericht. 


§ 2. 
Für das vorläufige Verbot der Fortſetzung des Verſteigerergewerbes nach § 2 des Geſetzes 
zur Beſeitigung der Mißſtände im Verſteigerergewerbe ſind die Ortspolizeibehörden zuſtändig. 


§ 3. 
() Die nach 8 1 zuſtändigen Dienſtſtellen entſcheiden auf Antrag der Ortspolizeibehörden im 
Verwaltungsſtreitverfahren über die Unterſagung der Ausübung des Verſteigerergewerbes. 
(2) Gegen dieſe Entſcheidung ſteht der Ortspolizeibehörde und dem Verſteigerer die Berufung 
an das Bezirksverwaltungsgericht binnen zwei Wochen nach Zuſtellung der Entſcheidung zu. Das 
Bezirksverwaltungsgericht entſcheidet endgültig. 


§ 4. 

Über die Aufrechterhaltung des vorläufigen Verbots der Ortspolizeibehörde ($ 2 Satz 4 
des Geſetzes) entſcheiden im Verwaltungsſtreitverfahren die nach § 1 zuſtändigen Dienſtſtellen 
endgültig. 

§ 5. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1934 in Kraft; mit dem gleichen Zeitpunkte tritt 

die Durchführungsverordnung vom 16. Auguſt 1933 (Geſetzſamml. S. 316) außer Kraft. 


Berlin, den 28. Februar 1934. 
Der Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 


In Vertretung: 
Clauſſen. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


Im MBliV. 1934 Nr. 4 S. 117 ift eine Verordnung des Miniſters des Innern vom 16. Januar 
1934 zu § 376 a RVO. über die von den Krankenkaſſen und Erſatzkaſſen an die Hebammen für Hilfe⸗ 
leiſtungen bei Fehlgeburten zu zahlenden Gebühren veröffentlicht, die am 1. Februar 1934 in Kraft 
getreten iſt. 


Berlin, den 21. Februar 1934. 
Preußiſches Miniſterium des Innern. 


Iten. f. 13% 
1 


Dr. Grunau, o 
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Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find Seng nagt 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Februar 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Ratibor zur Anlage 
vorſtädtiſcher Kleinſiedlungen 
durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 8 S. 61, ausgegeben am 24. Februar 1934; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Februar 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Spritzenverband Schonowitz zum Bau 
eines Spritzenhauſes 
durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 8 S. 61, ausgegeben am 24. Februar 1934; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. Februar 1934 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Lippramsdorf zum chauſſee⸗ 
mäßigen Ausbau einer Straße von Marl nach Lippramsdorf 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 8 S. 31, ausgegeben am 24. Februar 1934; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Februar 1934 

| über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Reichspoſtverwaltung zur Errichtung 
von poſteigenen Fernſprechdienſt⸗ und Wohngebäuden in Tenkitten 

durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 8 S. 29, ausgegeben am 24. Februar 1934. 


Berichtigung. 


Auf S. 70 Zeile 18 von oben muß es ſtatt „oder von ſtaatlichen Stellen“ heißen „und von 
ſtaatlichen Stellen“. 


— P —p—ßð⁵ið.f . p 


Die amtlich genehmigte ae 


Einbanddecke zur Preußiſchen Geſetzſammlung 
Jahrgang 1933 
liegt vor. Für die Jahrgänge 1920 — 1932 ind noch Reſtbeſtände der Einbanddecke vorhanden. 
reis 1,35 Nn zuzüglich der WBerfandipeient. 
Von den Jahrgängen 1920-1933 Hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebundene 
Stücke vorrätig. a 


Von den Hauptſachberzeichniſſen 1884/1913 und 1914/1925 ind noch Beſtände vorhanden 
die zu dem ermäßigten Preiſe von 1,— bezw. 2, — Mel verkauft werden. 
Bezug durch den Buchhandel oder unm ttelbar vom Verlag. 


Berlin W. 9 N. b. Dedier’s Verlag, G. Schend 
Linkitraße 35 f a A Abteilung Preußiſche Gelegiammlung. 
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